
ihren in der KK-Richtlinie skizzierten Aufgaben kann 
die Konfliktkommission nur als Kollektiv wirksame 
Beschlüsse fassen.

Zar Zustellung der Beschlüsse der Konfliktkommission
Nach den Bestimmungen der KK-Richtlinie sind die 
Beschlüsse der Konfliktkommission zuzustellen, und 
dies geschieht im Regelfall durch Aushändigung an 
die Beteiligten gegen Empfangsbestätigung. Wie die 
Zustellung an den Betrieb zu bewirken ist, wurde 
durch das Urteil des Obersten Gerichts vom 17. März 
1967 - Ua 12/66 - (NJ 1967 S. 487) geklärt. Danach ist 
der Beschluß dem Betrieb zugestellt, wenn er einem 
Mitarbeiter, zu dessen Aufgaben der Empfang und 
die Weiterleitung derartiger Vorgänge gehört, gegen 
Empfangsbestätigung ausgehändigt worden ist.
Es liegt noch keine Entscheidung darüber vor, wie 
Beschlüsse der Konfliktkommissionen den Werktätigen 
zuzustellen sind, wenn eine Aushändigung im Betrieb

objektiv nicht möglich ist. Da die Beantwortung dieser 
Fragen jedoch für die Berechnung der Einspruchs­
frist von erheblicher Bedeutung. ist, wird eine Klä­
rung auf der 18. Plenartagung des Obersten Gerichts 
angestrebt.

•

Das Oberste Gericht betrachtet die weitere Unter­
stützung der Tätigkeit der Konfliktkommissionen als 
einen Beitrag der Gerichte für die Weiterentwicklung 
der Rechtspflege und die Durchsetzung des sozialisti­
schen Arbeitsrechts. In diesem Sinne ist die 18. Plenar­
tagung eine Weiterführung der bisherigen Tätigkeit 
des Obersten Gerichts auf diesem Gebiet. Durch die 
Beratung einiger Grundfragen der Verantwortung der 
Gerichte für die Unterstützung der Konfliktkommis­
sionen wird es zur noch engeren Zusammenarbeit der 
staatlichen und gesellschaftlichen Rechtspflegeorgane 
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts und damit zu dessen 
noch wirksamerer Durchsetzung beitragen.

GERHARD EBERT und KÄTE FRÖHBRODT, Staatsanwälte beim Generalstaatsanwalt der DDR

Aufgaben des Staatsanwalts bei der Überprüfung 
von Beschlüssen der Schiedskommissionen

Die Schiedskommissionen sind als Bestandteil des ein­
heitlichen Systems der sozialistischen Rechtspflege 
verpflichtet, ihre Entscheidungen auf der Grundlage 
der sozialistischen Gesetzlichkeit zu treffen. Für sie 
gilt ebenso wie für die staatlichen Rechtspflegeorgane 
die Forderung des Rechtspflegeerlasses, die Gesetze 
strikt zu beachten, ihre Maßnahmen gerecht zu diffe­
renzieren und die Rechte der an der Beratung betei­
ligten Bürger zu schützen.
Bei der Durchsetzung dieser Forderung obliegt der 
Staatsanwaltschaft im Rahmen der Gesetzlichkeits­
aufsicht eine besondere Verantwortung. Zur Sicherung 
der sozialistischen Gesellschafts- und Staatsordnung 
und der Rechte der Bürger wacht sie auf der Grund­
lage der Gesetze und anderer Rechtsvorschriften über 
die strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit, 
schützt sie die Bürger vor Gesetzesverletzungen. Diese 
Prinzipien fanden auch im Entwurf der neuen, sozia­
listischen Verfassung ihren Niederschlag (Art. 98). 
Grundlage für die Verpflichtung der Staatsanwälte zur 
Überprüfung der Beschlüsse der Schiedskommissionen 
ist sowohl der Rechtspflegeerlaß als auch das Gesetz 
über die Staatsanwaltschaft der DDR. Gemäß § 1 und 
2 StAG hat die Staatsanwaltschaft die Aufgabe, die 
sozialistische Gesetzlichkeit und die Rechte der Bürger 
zu wahren. Nach Ziff. 24 SchK-Richtlinie ist deshalb 
jeweils eine Durchschrift des von der Schiedskommis­
sion gefaßten Beschlusses u. a. dem Staatsanwalt des 
Kreises zu übersenden. Damit ist der Staatsanwalt 
in der Lage, die von den Schiedskommissionen ge­
faßten Beschlüsse auf die Gesetzlichkeit und Einheit­
lichkeit der Rechtsanwendung hin zu überprüfen.

Gewährleistung der Gesetzlichkeit —
Hauptziel der Beschlußüberprüfung
Die Anleitung der Schiedskommissionen ist gern. 
Ziff. 54 SchK-Richtlinie zwar Aufgabe der Kreis­
gerichte. Damit wird aber bei Strafsachen die Anlei­
tung der Schiedskommission durch das übergebende 
Organ im konkreten Fall nicht aufgehoben oder ein­
geschränkt. Die Übergabeverfügung ist die wichtigste 
Form der Anleitung durch das übergebende Organ. 
Von der Qualität dieser Verfügung hängt auch die 
fristgemäße Beratung und gesetzliche Entscheidung 
ab.
Die Beschlußüberprüfung des Staatsanwalts dient vor­

rangig dem Ziel, Verletzungen des Gesetzes bzw. Er­
scheinungen unterschiedlicher Rechtsanwendung fest­
zustellen und Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Gesetzlichkeit zu ergreifen. Andere Mängel und Feh­
ler in der Arbeitsweise der Schiedskommissionen sind 
von den Kreisgerichten bei der Anleitung der Schieds­
kommissionen auszuwerten. Deshalb hat der Staats­
anwalt das Kreisgericht über solche Mängel zu infor­
mieren.
Nach der geltenden gesetzlichen Regelung hat der 
Staatsanwalt kein imbeschränktes Anfechtungsrecht1. 
Andere als in Ziff. 35 Abs. 2 und Ziff. 43 SchK-Richt­
linie erfaßte Gesetzesverletzungen sind im einzelnen 
Fall nicht mit einem Einspruch des Staatsanwalts und 
der entsprechenden gerichtlichen Entscheidung korri­
gierbar. Die einzige Möglichkeit besteht zur Zeit in 
der Auswertung der festgestellten Mängel mit den 
Schiedskommissionen im Rahmen der Anleitung durch 
das Kreisgericht. Der Staatsanwalt sollte aber auch 
in den bei den Kreis- und Bezirksgerichten gebildeten 
Beiräten für Schiedskommissionen mitarbeiten und auf 
die Behebung von Mängeln, die bei der Überprüfung 
der Beschlüsse festgestellt wurden, hinwirken. Außer­
dem kann er sich im einzelnen Fall sofort mit der 
betreffenden Schiedskommission in Verbindung setzen, 
diese auf die Gesetzesverletzung aufmerksam machen 
und sie davon überzeugen, daß z. B. die Durchführung 
bestimmter Verpflichtungen ungesetzlich ist. Diese 
Praxis hat sich bewährt. Damit wird zwar die 
Gesetzesverletzung selbst nicht beseitigt, aber ihre 
Auswirkungen werden verhindert. Bei der Neufassung 
der SchK-Richtlinie soll darum auch die derzeitige 
Beschränkung des staatsanwaltschaftlichen Einspruchs­
rechts aufgegeben werden.

Zur Zeit werden bei geringfügigen Strafsachen die 
Beschlüsse der Schiedskommissionen auch von dem 
Untersuchungsorgan, das die Sache übergeben hat, 
überprüft. Die Praxis der Beschlußüberprüfung offen­
bart damit eine Vielgleisigkeit mit nicht notwendigem 
gesellschaftlichem Aufwand. Eis ist nicht einzusehen, 
warum neben dem Kreisgericht und dem Staatsanwalt 
auch noch das Untersuchungsorgan die Beschlüsse 
überprüfen soll. Da in der geltenden SchK-Richtlinie 
keine zwingende Verpflichtung dazu festgelegt ist,

1 Vgl. M. Benjamin / Creuzburg, Die Übergabe von Strafsachen 
an die Konflikt- und Schiedskommissionen, Berlin 1966, S. 158.
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